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Betrifft: 

ßf ~vtA~ 
Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG-Novelle 1995), 
das Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 
1948, die Reisegebührenvorschrift 1955, das Bundes-Per­
sonal vertretungsgesetz und das Richterdienstgesetz ge-
ändert werden 

In der Anlage werden 25 AUSfertigungen der Stellungnahme 
des Dienststellenausschusses der HOChschullehrer an der Universi­
tät Innsbruck zu dem mit Schreiben vom 18. Jänner 1995, GZ 
921.785/I-II/A/1/b/95 vom Bundeskanzleramt zur Begutachtung aus­
gesendeten Entwurf eines Bundesgesetzes zugelei tet, mit dem das 
Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG-Novelle 1995), das Gehalts­
gesetz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, die Reisegebüh­
renvorschrift 1955, das Bundes-Personalvertretungsgesetz und das 
Richterdienstgesetz geändert werden sollen. 

Im Auftrag des Dienststellenausschusses der Hochschullehrer 
an deE' Uni versi tät Innsbruck zeiChne~t mit vorzüglicher Hochach-
tung . / 

~&~ 
erwähnte Anlage (Dr. Ludwig CALL, Vorsitzender) 

Dienststellent1usschUß 
der HochschuHehrer 

jljn der Unilfersilät Innsbruc~ 

7/SN-11/ME XIX. GP - Stellungnahme zu Entwurf (gescanntes Original) 1 von 4

www.parlament.gv.at



DIENSTSTELLENAUSSCHUSS 

DER HOCHSCHULLEHRER AN DER 

UNIVERSITÄT INNSBRUCK 

A-6020 lNNSBRUCK, lNNRAIN 52 
Innsbruck, am 14. Februar 1995 
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L 

Dr. Ludwig CALL, Vorsitzender 

An das 
Bundeskanzleramt 
Ballhausplatz 2 
1010 WIEN 

..J 

Betrifft: Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG-Novelle 1995), 
das Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 
1948, die Reisegebührenvorschrift 1955, das Bundes-Per­
sonal vertretungsgesetz und das Richterdienstgesetz ge- . 
ändert werden 

Dem Dienststellenausschuß der Hochschullehrer an der Uni­
versi tät Innsbruck ist vom Bundesminister für Wissenschaft· und 
Forschung ein mit 17. November 1994, GZ IIA-1401/20, datierter 
Entwurf des eines Bundesgesetzes zugegangen, mit dem das Beamten­
Dienstrechtsgesetz 1979, das Vertragsbedienstetengesetz 1948 und 
das Bundes-Personalvertretungsgesetz 1967 geändert werden sollen. 
Mit Schreiben vom 18. Jänner 1995, GZ 921.785/I-II/A/1/b/95 hat 
das Bundeskanzleramt den Entwurf eines Bundesgesetzes zur Begut­
achtung ausgesandt, mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 
(BDG-Novelle 1995), das Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbedien­
stetengesetz 1948, die Reisegebührenvorschrift 1955, das Bundes­
Personalvertretungsgesetz und das Richterdienstgesetz geändert 
werden sollen, und dessen Art. I (BDG-Novelle 1995) hinsichtlich 
der die Hochschullehrer betreffenden Bestimmungen mit dem Entwurf 
des Bundesministers für wissenschaft und Forschung vom 17. Novem­
ber 1994 weitestgehend übereinstimmt. 

Der Dienststellenausschuß der Hochschullehrer an der Uni­
versität Innsbruck hat sich in seinen Sitzungen am 15. November 
1994 und am 20. Dezember 1994 mit dem Entwurf des Bundesministers 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst befaßt und folgende Stel­
lungnahme beschlossen, die an die Numerierung des nunmehr vom 
Bundeskanzleramt zur Begutachtung ausgesendeten Entwurfes an­
gepaßt ist: 

Der Dienststellenausschuß begrüßt die in diesem Entwurf 
vorgesehenen Änderungen, die ja großteils der Erfüllung von seit 
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langem erhobenen Forderungen darstellen. 

Wei ters schlägt der Dienststellenausschuß zum Entwurf des 
Bundeskanzleramtes die nachstehend genannten Änderungen (in kursi­
ver Schrift und durch Fettdruck und Unterstreichung hervorgeho­
ben) vor: 

Zu Artikel I - Änderung des BDG 1979: 

- Materielle Änderungen (in Kursivschrift fett und unterstrichen) 
werden vorgeschlagen für: 

9. § 176 Abs.3 Satz 1 bis 2 lautet: 

11 (3) Ein Antrag gemäß Abs. 1 ist unverzüglich unter An­
schluß einer Stellungnahme des (der) Dienstvorgesetzten an das 
nach den organisationsvorschriften für Personalangelegenheiten 
zuständige Kollegialorgan weiterzuleiten. Der Vorsitzende des 
Kollegialorgans hat zwei voneinander unabhängige Gutachten fach­
zuständiger Universitäts(Hochschul)professoren oder von Universi­
täts(Hochschul)professoren eines verwandten Faches (oder von Wis­
senschaftern mit einer entsprechenden Lehrbefugnis oder gleich­

wertigen hochschulrechtlichen Qualifikation) über die fachliche 
Qualifikation des Antragstellers einzuholen, unbeschadet des 
Rechtes des Antragstellers, von sich aus solche Gutachten vorzu­
legen." 

Begründung: Die an7äß7ich des EWR-Dienstrechtanpassungsgesetzes z.B. in AnJage 
1 zum BDG 1979 in Z 20. 7it.b und Z 21.6 eingefügte Erweiterung der Lehr­
befugnis um ("gleichwertige hochschuJrecht7iche Qua7ifikation") so7lte 
auch bei der Qua7ifikation der Gutachter eingefügt werden. 

27. In Anlage 1 Z 21.2. lit. b entfällt das Wort 
"bescheidmäßige" 

Der Dienststellenausschuß ist der Ansicht, daß die in Änderung 
15. des Entwurfes des Bundesministers für Wissenschaft und For­
schung vorgeschlagene streiChung des Wortes "bescheidmäßige" in 
Anlage 1 Z 21.2. lit.b jedenfalls nicht vorgenommen werden soll. 
Das Wort "bescheidmäßige" stellt in diesem Zusammenhang sicher, 
daß die Feststellung des zuständigen Kollegialorgans , daß der 
Universitäts(Hochschul)assistent eine dem Doktorat gleich­
zuwertende künstlerische oder künstlerisch-wissenschaftliche Eig­
nung .nicht besitzt, an einer in Fakultäten gegliederten Universi­
tät (Hochschule) durch Berufung an das oberste Kollegialorgan im 
autonomen wirkungsbereich bekämpft werden kann. Diese Überprüfung 
einer eine Qualifikation betreffenden Entscheidung im autonomen 
Wirkungsbereich stellt ein wesentliches Element der Autonomie dar 
und findet seine Entsprechung in der in § 37 UOG verankerten Be­
rufungsmöglichkei t gegen einen negativen Bescheid im Zuge eines 
Habilitationsverfahrens. 
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- Sprachliche Verbesserungen (in Kursivschrift fett und unter­
strichen) werden vorgeschlagen für: 

8. Nach § 175 wird folgender § 175a samt Überschrift einge-
fügt: 

§ 175a Abs. 2 lautet: 

"(2) Die Wiederbestellung und die allfällige Umwandlung des 
zei tlich begrenzten Dienstverhältnisses in ein Dienstverhäl tnis 

auf unbestimmte zeit müssen im Hinblick auf die in den Studien­
und Organisationsvorschriften für die betreffende Universitäts 
(Hochschul) einrichtung festgelegten Aufgaben in Forschung (Er­
schließung der Künste), Lehre und Verwaltung sachlich gerechtfer­
tigt sein." 

Der erste Satz von § 175aAbs. 3 lautet: 

11(3) Eine wiederbestellung ist [entfallen soll: "überdies"] 
nur zulässig, wenn eine dem Verwendungserfolg des § 176 Abs. 2 
gleichwertige fachliche Qualifikation des Bewerbers nachgewiesen 
wird. VI 

§ 175a Abs. 4 lautet: 

"(4) Ein Antrag auf Umwandlung des zeitlich begrenzten 
Dienstverhältnisses in ein Dienstverhältnis auf unbestimmte zeit 
darf frühestens sechs Monate nach dem zeitpunkt der Wirksamkeit 
der Wiederbestellung gestellt werden. In diesem Verfahren gelten 
die in § 176 Abs. 2 und 3 genannten Erfordernisse als erfüllt, 
soweit sie bereits im Wiederbestellungsverfahren nachgewiesen 
worden sind." 

Die vom Dienststellenausschuß zu Art. 11 des Entwurfes des 
Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und Kunst (Novellie­
rung des VBG) vom 17. November 1994 beschlossene Stellungnahme 
hat sich erübrigt, da die in diesem Entwurf vorgesehene, weitge­
hende Änderung vieler die vertragsassistenten betreffenden Be­
stimmungen in Artikel 111 des vom Bundeskanzleramt zur Begutach­
tung ausgesendeten Entwurfes nicht enthalten sind. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden mit gleichem 
Datum dem Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

Im Auftrag des Dienststellenausschusses der Hochschullehrer 
an der Uni versi tät Innsbruck zeichnet mit, o;rzüglicher Hochach-

tung '-----;"/ -;::"'l 
/t1'!/1"--; i{l~t 

" /' 

(Dr. Ludwig CALL, Vorsitzender) 

Dienststel !enausschUß 
der Hochschul!3hrer 

!lIn der Universilüt In!lsb~uc~ 
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